
Ergebnis der Vorprüfung nach § 5 Abs. 2 UVPG für die 3. Planänderung für den 
Neubau des Betriebshofes und der Umsteigeanlage Gröpelingen (NEBUG) 
 
Allgemeine Vorhabenbeschreibung 
Bau einer Haltestelle und Umsteigeanlage für Straßenbahnen und Busse der Bremer 
Straßenbahn AG (BSAG) sowie Bau einer Abstellanlage für Straßenbahnen und Neubau 
einer Betriebswerkstatt, 
Antrag auf Zulassung der 3. Planänderung mit Antrag auf UVP-Vorprüfung  
 
hier: Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Der Planfeststellungsbeschluss für den Neubau des Betriebshofes und der Umsteigeanlage 
Gröpelingen wurde am 29. Januar 2020 erlassen mit Änderungen von unwesentlicher 
Bedeutung vom 12. Februar 2020 und 7. Juli 2020. 
Die Bremer Straßenbahn AG hat bei der Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung 
Bremen beantragt, eine 3. Planänderung durch die Feststellung der unwesentlichen 
Bedeutung dieser Planänderung entsprechend § 76 Abs. 2 BremVwVfG zuzulassen. 
Gegenstand der beantragten Planänderung sind mehrere Anpassungen und Änderungen im 
Lageplan sowie im Landschaftspflegerischen Begleitplan, die sich im Rahmen der 
Ausführungsplanung ergeben haben. Dies betrifft im Wesentlichen den Einbau eines 
Sonderbordsteines mit entsprechender Anpassung der Haltestellen, die Ergänzung und 
Anpassung von Querschnitten, Änderung der Zaunanlage im Bereich von Tor 3, Bau eines 
Schalthauses zur Steuerung der Signaltechnik des Betriebshofs sowie die Ausgestaltung des 
Parkdecks. 
 
Für die Entscheidung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) war bezüglich der Planänderung nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 UVPG unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien zu prüfen, ob die beantragten 
Maßnahmen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben können und daher die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern. 
Umweltauswirkungen 
Aus der vg. Planänderung resultieren lediglich geringfügige Eingriffswirkungen, die Planung 
betrifft einen überwiegend versiegelten Bereich. Es wird in geringem Umfang eine 
zusätzliche Fläche versiegelt, zudem erfolgt eine geringfügige zusätzliche Entsiegelung von 
Flächen. Darüber hinaus erfolgen keine Eingriffe in die Natur, Landschaft und Baumschutz. 
Auswirkungen auf den Menschen entstehen durch die Änderung nicht. 
Sonstige Belange 
Im Hinblick auf bau- und betriebsbedingte Auswirkungen auf Boden und Fläche sowie 
Gewässer, einschließlich Grundwasser, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 
Beeinträchtigungen von Landschaftsbild, Klima oder ökologisch empfindlichen Gebieten 
sowie Sekundärwirkungen resultieren aus der vg. Planung keine Betroffenheiten. 
Artenschutzrechtliche Belange sind nicht berührt. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Prüfung ergeben hat, dass aufgrund der im 
Rahmen der beantragten Planänderung durchzuführenden Maßnahmen erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen unter Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG 
aufgeführten Kriterien ausgeschlossen sind. 
Daher besteht keine Verpflichtung, für die beantragten Entscheidungen bezüglich der 
beantragten 3. Planänderung eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG 
durchzuführen. 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
 
Bremen, den 13. Dezember 2023 
Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung 
Planfeststellungsbehörde 
Az.:600-3-04-02/ NEBUG 
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